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Gesundheitsversorgung und Pharmazeutika, Umweltschutz
und Verringerung des Risikos von Naturkatastrophen; 

2. stellt fest, wie wichtig es ist, den Dialog, die Zusam-
menarbeit und die Koordinierung zwischen dem System der
Vereinten Nationen und der Eurasischen Wirtschaftsgemein-
schaft zu stärken, und bittet den Generalsekretär der Verein-
ten Nationen, zu diesem Zweck im Rahmen der vorhandenen
Mittel und unter Nutzung der entsprechenden interinstitutio-
nellen Foren und Formate regelmäßige Konsultationen mit
dem Generalsekretär der Eurasischen Wirtschaftsgemein-
schaft zu führen, so auch im Rahmen der jährlichen Konsulta-
tionen zwischen dem Generalsekretär der Vereinten Nationen
und den Leitern der Regionalorganisationen; 
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 109 Stimmen bei 8 Ge-
genstimmen und 55 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/62/L.18 und Add.1, eingebracht von: Ägypten,
Algerien, Bahrain, Bangladesch, Brunei Darussalam, Dschibuti,
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unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen Ge-
richtshofs vom 9. Juli 2004 über die Rechtsfolgen des Baus
einer Mauer in dem besetzten palästinensischen Gebiet49 so-
wie unter Hinweis auf ihre Resolutionen ES-10/15 vom
20. Juli 2004 und ES-10/17 vom 15. Dezember 2006,

erneut erklärend, dass die Vereinten Nationen eine dau-
ernde Verantwortung für die Palästina-Frage tragen, bis diese
unter allen Aspekten zufriedenstellend im Einklang mit inter-
nationaler Legitimität gelöst ist, 

1. dankt dem Ausschuss für die Ausübung der unver-
äußerlichen Rechte des palästinensischen Volkes für seine
Bemühungen bei der Wahrnehmung der ihm von der General-
versammlung übertragenen Aufgaben und nimmt Kenntnis
von seinem Jahresbericht46, namentlich von den in Kapi-
tel VII enthaltenen Schlussfolgerungen und wertvollen Emp-
fehlungen; 

2. ersucht den Ausschuss, auch weiterhin alles zu tun,
um die Verwirklichung der unveräußerlichen Rechte des pa-
lästinensischen Volkes, einschließlich seines Rechts auf
Selbstbestimmung, zu fördern, den Nahost-Friedensprozess
zu unterstützen und internationale Unterstützung und Hilfe
für das palästinensische Volk zu mobilisieren, und ermächtigt
den Ausschuss, in seinem gebilligten Arbeitsprogramm alle
Anpassungen vorzunehmen, die er im Lichte der Entwicklun-
gen für zweckmäßig und notwendig hält, und der Generalver-
sammlung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung und danach
darüber Bericht zu erstatten; 

3. ersucht den Ausschuss außerdem, die Situation im
Zusammenhang mit der Palästina-Frage weiter zu verfolgen
und gegebenenfalls der Generalversammlung, dem Sicher-
heitsrat oder dem Generalsekretär Bericht zu erstatten und
Vorschläge zu unterbreiten; 

4. ersucht den Ausschuss ferner, palästinensischen und
anderen Organisationen der Zivilgesellschaft auch weiterhin
seine Zusammenarbeit und Unterstützung zu gewähren und
auch künftig weitere Organisationen der Zivilgesellschaft in
seine Tätigkeit einzubeziehen, um internationale Solidarität
und Unterstützung für das palästinensische Volk zu mobili-
sieren, insbesondere in dieser kritischen, von humanitärem
Leid und Finanzkrisen geprägten Zeit, mit dem übergreifen-
den Ziel, die Verwirklichung der unveräußerlichen Rechte
des palästinensischen Volkes und eine friedliche Regelung
der Palästina-Frage zu fördern; 

5. ersucht die Vergleichskommission der Vereinten




